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1
Einleitung

Wechselwirkungen zwischen Familien-
und Arbeitsmarktpolitik haben fast genui-
nen Charakter und sind z.T. altbekannt.
Eine gut ausgebaute und am Ernährer-
modell orientierte Familienpolitik trug
durch die Reduzierung des weiblichen Ar-
beitsangebotes auch immer zur Entlastung
des Arbeitsmarktes bei: Finanzielle Trans-
fers zur Unterstützung des Alleinernährer-
modells sowie ein fehlender Ausbau fami-
lienbezogener Dienstleistungen wirkten in-
direkt als Anreiz bzw. Zwang auf Mütter,
sich vom Arbeitsmarkt zurückzuziehen
oder aber die Erwerbsteilhabe maßgeblich
zu reduzieren. Familienpolitische Instru-
mente, wie z.B. der Elternurlaub, wurden
u.a. in der Bundesrepublik in Zeiten der
Arbeitsmarktkrise mehr oder weniger of-
fen eingeführt, um das weibliche Arbeits-
kräfteangebot zu verringern. Umgekehrt
griff man auf Maßnahmen zur Förderung
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
insbesondere dann gerne zurück, wenn Ar-
beitskräftemangel herrschte und Frauen
für den Arbeitsmarkt rekrutiert werden
sollten. So fallen sowohl in Skandinavien
als auch in der ehemaligen DDR der Aus-
bau der Kinderbetreuungsangebote eben
mit solchen Phasen zusammen.

Im Zuge jüngster Reformwellen in den
verschiedenen europäischen Wohlfahrts-
staaten ergibt sich jedoch eine neue Qua-
lität der Verflechtung von Familien- und
Arbeitsmarktpolitik: Um die Armutsprob-
lematik bei Familien zu bekämpfen, wird
zunehmend auch die Gruppe der Mütter
zum Ziel von Maßnahmen der Arbeits-

2000). In jedem Fall führt die auf Uni-
versalisierung der Arbeitsmarktteilhabe
abzielende Politik dazu, dass zunehmend
auch Mütter als „Arbeitsmarktbürger“
behandelt bzw. zur Arbeitsmarktteilhabe
aktiviert werden (OECD 1990, 1994).
So wird beispielsweise in der EU seit dem
Luxemburger Gipfel eine Erwerbsquote
der Frauen von 70 % angestrebt (Aust
2000, S. 273 f.).

(2) Sozialstrukturelle Trends wie die Zu-
nahme von kinderlosen Haushalten mit
voller Arbeitsmarktintegration lassen die
aus „familialen“ Gründen reduzierte Ar-
beitsmarktteilhabe zum relativen Armuts-
risiko werden. Dieses Risiko verschärft sich
durch Prozesse des familialen Wandels, ins-
besondere für die wachsende Gruppe der
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marktaktivierung. Umgekehrt wird die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bzw. das
Schaffen von Arbeitsplätzen durch die Aus-
weitung des Kinderbetreuungsangebots im
Rahmen der Familienpolitik gefördert.

Im Folgenden wird gezeigt, wie es 
zu dieser neuen Form der Verflechtung
kommt, in welchen Formen sie sich in Län-
dern wie Frankreich, Großbritannien und
Deutschland niederschlägt und welche Fol-
gen damit verbunden sind.

2
Ursachen der neuen Ver-
flechtung von Familien-
und Arbeitsmarktpolitik

Für die neue Verflechtung von Familien-
und Arbeitsmarktpolitik sind die folgen-
den drei sich gegenseitig bedingenden und
verstärkenden Entwicklungen ausschlag-
gebend:

(1) Die jüngsten Reformen der Wohl-
fahrtsstaaten orientieren sich am Leitbild
des aktivierenden Sozialstaates (Dahme
u.a. 2003; Mezger/West 2000; OECD 1994).
Dieser zielt auf die Verringerung der finan-
ziellen Transferleistungen und sieht die
soziale Sicherung primär über die Erwerbs-
teilhabe „aller“ gewährleistet (Schmid
1996). Generell offen ist dabei, ob die akti-
vierende Arbeitsmarktpolitik zu einer Ver-
schiebung der Rechte und Pflichten der
Arbeitsmarktklienten im Sinne der Ver-
schärfung des Arbeitszwangs führt, also der
Workfare-Aspekt verstärkt, oder aber
primär die Beschäftigungsfähigkeit des
einzelnen durch unterstützende Maßnah-
men ausgebaut wird (Lødemel/Trickey
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allein Erziehenden. Armut von Kindern
bzw. Familien sowie soziale Ausgrenzung
werden daher nicht mehr allein auf Kin-
derreichtum oder auf die Arbeitslosigkeit
von Vätern zurückgeführt. Armut von
Familien wird vielmehr zunehmend auch
als Folge der reduzierten oder fehlenden
Arbeitsmarktteilhabe von Müttern inter-
pretiert (zur Relation des bedarfsgewichte-
ten Einkommens von Familien und Paaren
ohne Kinder in Deutschland siehe Kirner
1999).
Für die sozialpolitische Lösung entspre-
chender Armutslagen gibt es prinzipiell
unterschiedliche Lösungswege: Entspre-
chend der Logik des Sozialversicherungs-
staates wäre ein Ausbau finanzieller Trans-
fers an Familien angesagt. Dabei müssten
Erziehungszeiten als „Arbeitsunfähigkeits-
zeiten“ behandelt und entsprechende
finanzielle Transfers quasi als Lohnersatz-
leistungen gezahlt werden (faktisch wäre
eine Art Familienversicherung einzu-
führen) (Bäcker u.a. 2000, S. 190). Gemäß
der Logik des aktivierenden Sozialstaates
wird dagegen auf die Schaffung von Anrei-
zen – oder Zwängen – für die Arbeits-
marktintegration bzw. die Herstellung von
Beschäftigungsfähigkeit für Mütter gesetzt.
Dies gilt insbesondere dann, wenn diese
Transferleistungen beziehen.

(3) Der säkulare Trend der zunehmenden
Frauen- bzw. Müttererwerbstätigkeit trägt
dazu bei, dass bislang in der Familie er-
brachte Dienstleistungen wie die Kinderer-
ziehung zunehmend de-familiarisiert und
gleichzeitig kommodifiziert werden – um
es in der Terminologie von Esping-Ander-
sen auszudrücken. D.h. dass Kindererzie-
hung zunehmend aus der Familie heraus-
gelöst wird und als warenförmige Arbeit
entsteht (Esping-Andersen 1990, 1999).
Diese wird über den Markt, staatliche oder
para-staatliche Institutionen erbracht und
von den Familien dort nachgefragt. Die
zunehmende Müttererwerbstätigkeit be-
gründet damit die Nachfrage nach Arbeits-
kräften (Dingeldey 2002, S. 26 ff.). In Folge
kommt es zur Ausweitung verschiedener
Arbeitsmarktsegmente im Dienstleistungs-
sektor, insbesondere im Bereich der famili-
en- bzw. haushaltsbezogenen Dienstleis-
tungen.

3
Formen der Verflechtung
von Familien- und Arbeits-
marktpolitik

Die genannten Ursachen der Verflechtung
von Arbeitsmarkt- und Familienpolitik
haben in den verschiedenen Ländern un-
terschiedliches Gewicht, je nachdem wel-
chem Diskurs die allgemeine Sozialstaats-
reform folgt, welche sozialpolitischen Tra-
ditionen und Institutionen gegeben sind
bzw. in welchem Stadium sich der Reform-
prozess befindet.

3.1 GROßBRITANNIEN

Hier prägt die Arbeitsmarktaktivierung
den sozialpolitischen Diskurs bereits seit
der Thatcher-Ära. New-Labour hat die Dis-
kussion fortgeführt und pointiert. Dabei
verknüpfte Tony Blair das Problem der
Kinderarmut explizit mit dem der Work
Poor-Haushalte, also der fehlenden Ar-
beitsmarktteilhabe von Familienhaushal-
ten. Ins Zentrum der Aufmerksamkeit
rückten damit der in Großbritannien be-
sonders hohe Anteil von allein Erziehenden
an den Familienhaushalten und deren im
Ländervergleich äußerst geringe Erwerbs-
beteiligung (Tabelle 1).

Durch das von New Labour eingeführ-
te arbeitsmarktpolitische Programm New
Deal oder Welfare to Work werden daher
neben Jugendlichen und Langzeitarbeits-
losen erstmals auch allein Erziehende im
Transferleistungsbezug als explizite Ziel-
gruppe genannt. Diese sind beim Erreichen
der Schulpflicht des jüngsten Kindes jähr-
lich zur Teilnahme an einem Gespräch im
Arbeitsamt verpflichtet. Ziel ist die Ar-
beitsmarktaktivierung. Die Teilnahme an
arbeitsmarktpolitischen Programmen ist
jedoch freiwillig, d.h. die Verweigerung
wird nicht mit Reduktion von Transfer-
leistungen sanktioniert. Bislang wurden
durch den New Deal mehr als 80.000 allein
Erziehende in den Arbeitsmarkt vermittelt,
so dass ihre Beschäftigungsquote 2001 erst-
mals auf über 50 % anstieg (Budget 2001,
Chapt. 4, Box 4.1).

Ferner wurde 1999 eine bereits unter
den Konservativen eingeführte Maßnahme
zum Working Family Tax Credit (WFTC)
bzw. zum Working Tax Credit (2003) refor-
miert. Dieser mittlerweile als negative
Einkommensteuer gestaltete arbeitsmarkt-,

familien- und steuerpolitischer Maßnah-
men-Mix soll für Haushalte mit Kindern
Anreize zur Aufnahme von Teilzeitbeschäf-
tigungen bzw. Beschäftigungen im Nied-
riglohnbereich schaffen. Zentral dabei ist
die Kombination von Sozialhilfe und Ar-
beitseinkommen, vergleichsweise hohe
Freibeträge für Kinder und Kinderbetreu-
ungskosten sowie die Garantie eines Min-
desteinkommens (Budget 2001, bes. Chapt.
A, Tab. A.3).1 Im Jahr 2002 wurden damit
mehr als 1,3 Millionen Familien gefördert
(Inland Revenue 2002).

Mit dieser Politik der Arbeitsmarkt-
aktivierung leitete New Labour eine Wende
in der britischen Familienpolitik ein. Die
traditionelle Familienpolitik wurde als
residual und nicht-interventionistisch be-
zeichnet und orientierte sich am Ernährer-
modell (Kaufmann 1993). Sie beschränkte
sich auf die Armutsbekämpfung im Rah-
men der Sozialhilfepolitik. Allgemeine
familienpolitische Leistungen waren kaum
entwickelt. So gab es bspw. bis in die 80er
Jahre kaum Kinderbetreuungseinrichtun-
gen für unter 5-Jährige und die danach ein-
gerichteten sind überwiegend privat (Din-
geldey 2003, S. 104). New Labour vollzog
einen Leitbildwechsel in Richtung Indivi-
dual Adult Worker Model und erhöhte die
sozialstaatlichen Interventionen im Be-
reich der Familienpolitik.2 So wird u.a. die
bereits beschriebene Arbeitsmarktaktivie-
rung von (allein erziehenden) Müttern
durch die National Childcare Strategy flan-
kiert (Strategy Unit 2002, S. 10).

Durch Anschubfinanzierungen für pri-
vate Initiativen erhöhte sich die Zahl der
Einrichtungen z.B. für die Out-of-School-
Betreuung von 320 im Jahr 1992 auf 3.000
1998 (Yeandle 1999, zit. nach Rubery 2001,
S. 33). Die Zahl der Beschäftigten im Kin-
derbetreuungssektor wuchs allein zwi-
schen 1998 und 2001 insgesamt um knapp
50.000 auf 274.520 (jährliche Steigerungs-
rate 6,6 %). Die große Nachfrage in den

1 Sofern ein Erwachsener für mindestens 16 Stun-
den pro Woche eine Erwerbstätigkeit aufnimmt,
werden nur 55 % des Nettoeinkommens auf die
Sozialhilfe angerechnet sowie großzügige Freibe-
träge für jedes Kind bzw. Kinderbetreuungskosten
gewährt. Für ein Ehepaar mit einem Kind werden
2002 wöchentlich 237 £ garantiert, sofern ein
Erwachsener eine Vollzeitbeschäftigung zum Min-
destlohn ausübt.

2 2000 wurde die Married Couples Allowance, eine
Art Ehegattensplitting, abgeschafft und kinder-
bezogene Leistungen eingeführt. 
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Betreuungsinstitutionen dürfte auch dafür
verantwortlich sein, dass in Großbritan-
nien anders als in anderen Ländern die
Zahl der Childminders (Tagesmütter) rück-
läufig ist. Die Arbeits- und Einkommens-
bedingungen für diese Form der selbstän-
digen Beschäftigung gilt als schlechter als
für Beschäftigte in den institutionalisierten
Einrichtungen, obgleich auch hier die Ein-
kommen vergleichsweise niedrig sind
(Strategy Unit 2002, S. 21 f.).

3.2 FRANKREICH

Die sogenannte aktivierende Arbeits-
marktpolitik findet hier in einem partiku-
laren ideologischen und sozialen Kontext
statt. Beeinflusst durch die republikanische
Tradition wird von einer universellen Ar-
beitsmarktteilhabe ausgegangen. Entspre-
chend wird die fehlende Erwerbsintegrati-
on als soziale Ausgrenzung verstanden und
bereits seit Anfang der 80er Jahre durch
Eingliederungspolitiken „bekämpft“ (En-
jolras/Lødemel 1999).

In diesem Zusammenhang wurde be-
reits 1988 mit dem RMI (Revenue Mini-
mum d’Insertion), einem garantierten Min-
desteinkommen gekoppelt mit einem Ein-
gliederungsvertrag, ein klassisches Instru-
ment der aktivierenden Arbeitsmarkt-
politik eingeführt (Details vgl. Bohrer/
Wallimann 1999, S. 44 f.). In Frankreich
wird damit jedoch das Ziel einer Integrati-
on in den regulären Arbeitsmarkt nur sel-
ten erreicht. Im Vordergrund steht viel-
mehr für die knapp eine Million geförder-
ten Haushalte (1995 etwa 1,7 % der Bevöl-

kerung) die Stabilisierung und Verbesse-
rung der allgemeinen Lebenssituation. Im
Gegensatz zu ähnlichen Maßnahmen in
Großbritannien werden dabei Familien
nicht als primäre Zielgruppe erreicht, da
sie weniger als die Hälfte der Förderfälle
ausmachen (knapp ein Fünftel der Geför-
derten sind Paare mit Kindern und etwa ein
Viertel allein Erziehende) (Bohrer/Walli-
mann 1999).

Dies korrespondiert weitgehend damit,
dass die klassischen Zielgruppen der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik in Frankreich Ge-
ringqualifizierte, Langzeitarbeitslose und
Jugendliche sind. Obwohl Frauen von
höherer Arbeitslosigkeit und prekären be-
ruflichen Eingliederungsverläufen betrof-
fen sind als Männer, gibt es aufgrund der
universalistischen Tradition kaum speziell
für Frauen konzipierte Programme im
Rahmen der Arbeitsmarktpolitik (Reuter
2002).

Die Erwerbsintegration von Frauen er-
folgte in Frankreich schon immer in weit
stärkerem Maße als in anderen Ländern
über die Familienpolitik. Die Familien-
politik ist hier einerseits traditionell, indem
sie die Verantwortung für die Erziehung der
Kinder bei den Frauen sieht. Andererseits
aber auch „modern“, indem sie – wiederum
in Anlehnung an die republikanische Idee –
am Leitbild der Zwei-Verdiener-Familie
orientiert ist. Dies bedeutet, dass einerseits
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ge-
fördert wird. Andererseits – so die Idee –
soll der Staat auch die Nicht-Erwerbstätig-
keit von Müttern ermöglichen, indem er
Erziehungsarbeit finanziell kompensiert.

Ein vergleichsweise guter Ausbau des
Kinderbetreuungssystems (Deckungsquo-
ten von 33 % für 0- bis 3-Jährige und von
99 % für 3- bis 6-Jährige) (OECD 2000)
wie auch die steuerliche Begünstigung der
Familien insbesondere in Zusammenhang
mit der Kinderzahl ermöglichen dabei vie-
len Französinnen eine Wahl zwischen
Erwerbstätigkeit und Erziehungsaufga-
ben. Die entsprechende institutionelle Un-
terstützung schlägt sich in einer relativ
hohen Erwerbsbeteiligung von Müttern
überwiegend in Vollzeittätigkeiten nieder
(Tabelle 1).

Allein Erziehende stellen in Frankreich
insgesamt einen kleinen Anteil an den
Familien (< 10 %) und sind aufgrund ihrer
Erwerbsintegration in weit geringerem
Maße als in Großbritannien eine explizite
Problemgruppe. Mit der Allocation pour
parent islolé (API) gibt es für sie bereits seit
den 70er Jahren eine spezifische Maßnahme
der Arbeitsmarktaktivierung (für Mütter
mit Kindern unter 3 Jahren). Diese für die
Zeit nach einer Trennung gewährte Beihilfe
kann während eines Jahres ganz oder teil-
weise mit Erwerbs- oder Ausbildungsein-
kommen kumuliert werden. Im Jahr 2000
wurden damit 170.400 Mütter gefördert.

Auch bei den jüngsten Reformen der
französischen Familienpolitik dominieren
arbeitsmarktpolitische Aspekte. Diese sind
jedoch ambivalent, da einerseits der (be-
fristete) Arbeitsmarktrückzug und ande-
rerseits die Erwerbstätigkeit der Mütter
gefördert werden.

Die Reform des Erziehungsgeldes (APE)
zielt explizit auf die Reduzierung des weib-
lichen Arbeitskräfteangebotes bzw. der
registrierten Arbeitslosigkeit ab (Maruani
2000, S. 75 ff.). 1994 wurde der Kreis der An-
spruchsberechtigten auf Familien mit zwei
Kindern ausgeweitet und die finanzielle
Kompensation erhöht.3 Daraufhin sank im
Verlauf eines Jahres die Erwerbsquote von
Müttern mit einem zweiten Kind im Alter
von 6 bis 18 Monaten von 70 % auf 44 %
(1994/95) (Afsa 1996). Die derzeitige kon-
servative Regierung plant eine Ausweitung
auf 6-monatigen Bezug der APE für alle
Mütter bzw. ab dem ersten Kind. Dies lässt
einen weiteren Rückgang bei der Erwerbs-
beteiligung von Müttern erwarten.

3 Die einkommensunabhängige monatliche Beihilfe
beläuft sich heute bei vollständiger Erwerbsunter-
brechung auf 484,97 € (längstens bis zum 3. Ge-
burtstag des jüngsten Kindes).

Tabelle 1: Familiale Erwerbsmuster in Deutschland, Frankreich und
Großbritannien

Frankreich Deutschland Großbritannien
Anteil allein Erziehender an allen Familienhaushalten 7,0 8,7 10,6 10,3 13,3 21,8
Erwerbsraten in %b) 1989 1999 1991 1999 1989 1999
Alle Frauen im Alter von 20 – 60 Jahren 
ohne Kinder 60,6 64,7 65,0 67,3 70,8 74,3
Alle Mütter (Kinder <6 Jahre) 52,6 56,2 42,6 51,1 42,7 55,8
Müttern in Paarhaushalten (Kinder <6 Jahre) 52,2 56,8 49,4 51,4 45,3 61,3
Allein Erziehende (Kinder <6 Jahre) 60,8 51,6 62,0 49,7 27,5 36,8
Erwerbsmuster allein erziehender Frauen 
(Kinder <6 Jahre) in % der Haushalteb)

Vollzeit 55,8 34,9 39,1 24,0 7,2 12,5
Teilzeit 11,8 14,1 20,3 23,9 16,4 21,7
Nicht erwerbstätig 32,4 51,0 40,6 52,1 76,4 65,8
Erwerbsmuster der Paare mit Kindern (Kinder 
<15 Jahre) in % der Haushaltea) 2000 2000 1999
Ein-Verdiener-Haushalte 36,0 39,7 29,8
Beide Vollzeit 45,4 26,1 28,6
Mann Vollzeit/Frau Teilzeit 16,3 32,9 40,0

Quelle: a) Eurostat (2002): Kinder und Erwerbstätigkeit von Frauen – 
unterschiedliche Muster in den Mitgliedstaaten; in: Pressemitteilungen 60, S. 1-4; b) OECD (2001): 
Employment Outlook, Paris

Hans Böckler
Stiftung
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rung abgesicherter Personenkreis ange-
sprochen, d.h. Schüler, Studenten und ins-
besondere (verheiratete) Frauen mit Kin-
dern.

Die Ausweitung der geringfügigen Be-
schäftigung dürfte damit derzeit die domi-
nante Form der Arbeitsmarktaktivierung
von Müttern in Deutschland sein. Eine
nachhaltige Lösung der Armutslagen von
Familien wird sich durch das verstärkte
Abdrängen vieler Frauen in prekäre Ar-
beitsmärkte voraussichtlich nicht ergeben,
da diese – wie von Familienministerin
Renate Schmidt benannt – sowohl auf-
grund der mangelnden Erwerbsintegration
von Müttern als auch aufgrund von
Arbeitslosigkeit und Niedriglohnbeschäfti-
gungen entstehen (BMFSFJ 2002).

Gleichzeitig bleibt aber auch die Kom-
pensation der Erziehungszeiten in Anleh-
nung an die Erwerbsarbeit in Deutschland
marginal. Bislang wurde die pauschalisier-
te 3-jährige Anerkennung von Beitragszei-
ten in den Sozialversicherungen verwirk-
licht.7 Das Elterngeld in Höhe von maxi-
mal 300 € pro Monat wird dagegen auch
nach der jüngsten Reform als pauschali-
sierte Leistung in Abhängigkeit vom Haus-

gesetzes 1998 (Gottschall/Dingeldey 2000).
Frauen und Mütter stehen dabei keinesfalls
im Zentrum der Aktivierungsstrategien.
Gleichwohl fand eine Ausweitung des Zu-
gangs zu aktiven Maßnahmen für diese
Gruppe statt, und sie werden indirekt über
jüngste Reformmaßnahmen angesprochen:

Das Job Aqtiv-Gesetz (2002) nennt
explizit die Steigerung der Frauenquote 
bei arbeitsmarktpolitischen Programmen.
Durch die Anerkennung von Erziehungs-
zeiten als Beitragszeiten und die damit ver-
bundene Erweiterung der Ansprüche auf
Qualifizierungsmaßnahmen wird die Ver-
besserung der Beschäftigungsfähigkeit von
Müttern sowie die qualifizierte Re-Integra-
tion in den Arbeitsmarkt im Anschluss an
die Erziehungsphase angestrebt. Im Ge-
gensatz dazu zielen andere Aktivierungs-
maßnahmen, die sich überproportional
stark als Aktivierung von Frauen bzw. Müt-
tern auswirken, eher auf eine Integration in
den prekären Arbeitsmarkt ab.

Das seit 1. März 2002 als Pilotprojekt
bundesweit eingeführte Mainzer-Modell
förderte ähnlich wie der Working-Family-
Tax-Credit Teilzeitbeschäftigungen bzw.
Niedriglohnbeschäftigung. In Deutschland
ist allerdings das Ausmaß der finanziellen
Förderung mit der Beschränkung der Sub-
ventionen auf die Sozialversicherungs-
beiträge wie auch bislang die Inan-
spruchnahme mit knapp 10.000 Förderfäl-
len deutlich geringer. Gleichwohl sind auch
hier die Förderkonditionen für allein Er-
ziehende bzw. Ehepaare mit Kindern be-
sonders günstig. Entsprechend wird der
typische Förderfall skizziert als „Frau im
mittleren Alter mit mindestens einem min-
derjährigen Kind, die nach vorheriger
Arbeitslosigkeit in Teilzeit arbeitet“ (Holle-
derer/Rudolph 2003, S. 11).

Mit dem Inkrafttreten des Zweiten Ge-
setzes für moderne Dienstleistungen zum 
1. April 2003, das die Neuregelung der ge-
ringfügigen Beschäftigung beinhaltet, wird
das Mainzer Modell weitgehend substitu-
iert.6 Sowohl das Ziel, neue Arbeitsplätze
im Bereich der haushaltsnahen Dienst-
leistungen zu schaffen, als auch die steuer-
liche Absetzbarkeit der pauschalisierten
Sozialversicherungsbeiträge von Seiten des
Arbeitgebers ist dabei dem französischen
Vorbild entlehnt. Da Mini-Jobs keine
individuellen Ansprüche in der Kranken-
oder Arbeitslosenversicherung sowie nur
äußerst geringe Rentenansprüche beinhal-
ten, wird – wie auch in der Vergangenheit –
ein primär über die Familienmitversiche-

In gewissem Kontrast dazu steht die
Ausweitung des Angebots von Kinderbe-
treuungsplätzen. Diese soll einerseits die
Option der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf erhöhen sowie andererseits Arbeits-
plätze für Frauen schaffen bzw. bereits vor-
handene Arbeitsplätze im Dienstleistungs-
sektor legalisieren. Dieses Ziel wurde vor
allem durch die Förderung der Beschäfti-
gung von anerkannten Tagesmüttern in
den Familien (AFEAMA) realisiert.4 Seit
der Reform dieser Maßnahme 1990 erhöh-
te sich die Zahl der geförderten Tagesmüt-
ter von 110.000 im Jahre 1991 auf 500.601
im Jahr 1999 (Fagnani 2000).5

Anhand der genannten Beispiele lässt
sich damit weitgehend die These bestäti-
gen, dass neuere Verflechtungen zwischen
Arbeitsmarkt- und Familienpolitik zuneh-
mend auf die Erwerbsintegration von Müt-
tern abzielen. Durch den mit diesem Ziel
zwangsläufig verbundenen Ausbau der Be-
treuungsinfrastruktur beinhaltet diese
„neue“ Familienpolitik ein „Arbeitsplätze
schaffendes“ Element.

3.3 DEUTSCHLAND

Hier dominiert noch die traditionelle Form
der Verflechtung von Arbeitsmarkt- und
Familienpolitik. Die noch immer weitge-
hend am Ernährermodell orientierte Fami-
lienpolitik trägt durch direkte und indirek-
te Förderung zum Arbeitsmarktrückzug
der Frauen bei (Gottschall/Dingeldey
2000). Beispiele sind das Ehegattensplitting
oder auch die fehlende Bereitstellung der
Infrastruktur, vor allem in Form von (ganz-
tägigen) Kinderbetreuungsplätzen (Din-
geldey 2000; Spieß/Büchel/Frick 2002).
Darüber hinaus hat sich der 3-jährige
Elternurlaub mittlerweile als Statuspassage
im Lebenslauf insbesondere der westdeut-
schen Frauen institutionalisiert: Nahezu 
90 % aller Mütter sind hier im Anschluss an
die Geburt eines Kindes nicht erwerbstätig
(Bird 2001). Mit der Teilzeitoption (für bei-
de Partner) wurde bei der Reform der
Elternzeit 2002 erstmals auf ein Modell der
parallelen Vereinbarkeit von Familie und
Beruf abgezielt. Aufgrund der fehlenden
Flankierung durch den Ausbau der Kinder-
betreuungsplätze für unter 3-Jährige ist
dennoch keine Steigerung der kontinuier-
lichen Erwerbsteilhabe von Müttern zu
erwarten.

Der Beginn der aktivierenden Arbeits-
marktpolitik erfolgte vergleichsweise spät
mit der Reform des Arbeitsförderungs-

4 Die Familien können neben der Subventionierung
der Sozialabgaben für die Tagesmutter von einer
bescheidenen Steuererleichterung profitieren.

5 Der Anstieg der Zahl der anerkannten Tagesmüt-
ter zeigt regionale Unterschiede: Im Durchschnitt
verfügen die Départements über 13 Assistantes
Maternelle für 100 Kinder unter drei Jahren, die
nicht in Krippen untergebracht sind. Fast ein Vier-
tel der Départements verfügen über weniger als
10 AM für diese Kinder, und in einem Drittel liegt
die Quote über 15%.

6 Da die sogenannte Geringfügigkeitsgrenze von
325 auf 400 € monatlich angehoben und bis 
800 € eine sogenannte Gleitzone für die Sozial-
beiträge eingeführt wird, überlagern sich die
Förderzonen. Die besondere Förderung von Mini-
Jobs in Privathaushalten besteht darin, dass ledig-
lich 12- anstatt 25%ige Pauschalabgaben anfal-
len. Zudem können die Arbeitgeberhaushalte bis
zu 10 % ihrer Aufwendungen (max. 510 € im Jahr
von der Steuerschuld abziehen) (siehe Zweites Ge-
setz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt).

7 Für Geburten ab 1992 werden pro Kind drei Jahre
Erziehungszeiten in der Rentenversicherung als
„volle“ Beitragszeiten anerkannt, was zur pros-
pektiven Bekämpfung der Altersarmut insbe-
sondere bei Frauen beiträgt (Bäcker u.a. 2000, 
S. 192). Mit dem Job-Aqtiv-Gesetz wurde dieses
Prinzip auf die Arbeitslosenversicherung ausge-
dehnt, was den Müttern sowohl Zugang zu Lohn-
ersatzleistungen als auch zu arbeitsmarktpoliti-
schen Wiedereingliederungsmaßnahmen im An-
schluss an die Erziehungsphase eröffnet.
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haltseinkommen für nur zwei Jahre ge-
währt (die neu eingeführte Budgetoption
gewährt 450 € pro Monat für ein Jahr).
Aufgrund der Einkommensgrenzen erhiel-
ten im Jahr 2000 sechs Monate nach der
Geburt nur etwa die Hälfte der Familien
(51,3 %) noch die vollen Leistungen (West
46,6 %, Ost 76,6 %), während 18,9 % der
Familien nicht mehr unterstützt wurden
(Engster/Menning 2003, S. 115). Generell
ist das Elterngeld damit nicht geeignet, den
zumeist längeren Rückzug vom Arbeits-
markt bzw. die Fortführung der Erwerbs-
tätigkeit in Form von Teilzeitarbeit zu
kompensieren. Als Instrument zur Minde-
rung der Armutslage von Familien trägt es
nur in begrenztem Umfang bei.8

Eine nachhaltige Lösung der Armuts-
problematik von Familien in Deutschland
dürfte damit weiterhin vor allem von der
Erhöhung der Arbeitskräftenachfrage im
„regulären“ Arbeitsmarkt abhängen. Dabei
bietet nicht zuletzt auch der Betreuungs-
und Erziehungssektor ein Potenzial für die
Arbeitskräftenachfrage, insbesondere von
Frauen. Dies wurde bislang jedoch – im
Gegensatz zu den anderen Ländern – von
Seiten der Arbeitsmarktpolitik noch nicht
entdeckt. In der Familienpolitik wird dage-
gen die „alte“ familienpolitische Forderung
nach Ausweitung von Betreuungsplätzen
zur Verbesserung der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf mit dem Argument
einer Erhöhung der Arbeitskräftenachfrage
– wie auch der steigenden Einkünfte für die
Sozialkassen – verknüpft. Eine diesbezüg-
lich vom Familienministerium beim DIW
in Auftrag gegebene Studie errechnete,
dass, wenn alle derzeit erwerbswilligen
Mütter (arbeitslose und stille Reserve) eine
Beschäftigung fänden und ihre Kinder in
Ganztagsbetreuung gäben, allein im Be-
reich der Kinderbetreuung ein Arbeits-
platzpotenzial von bis zu 429.640 Fach-
kräften entstehe (DIW 2002).

Diese Studie extrapoliert die Beschäfti-
gungsexpansion in diesem Bereich. Seit
den 70er Jahren verdoppelte sich das Per-
sonal in der Kinder- und Jugendhilfe auf
über 573.000 Personen. Allein zwischen
1994 und 1998 stieg die Anzahl der „Voll-
zeitfälle“ um über 30.000 (BMFSFJ 2001,
S. 75). Zudem etablierte sich in Form der
Tagesmütter ein expandierender Arbeits-
markt. Schätzungen gehen von ca. 144.000
Tagesmüttern in der Bundesrepublik aus
(BMFSFJ 2001).9

Arbeitsmarkt- und Familienpolitik tra-
gen damit auch in Deutschland zu einer

Aktivierung von Müttern sowie zu einer
Expansion der Beschäftigungsverhältnisse
im Bereich des Betreuungssektors bei. An-
ders als in den Nachbarländern wird der
Zusammenhang der steigenden Erwerbs-
tätigkeit der Mütter und der Nachfrage
nach Arbeitskräften bislang jedoch kaum
wahrgenommen oder instrumentalisiert.

4
Verschärfung der Arbeits-
marktsegmentation

Die neue Verflechtung von Arbeitsmarkt-
und Familienpolitik trägt in allen unter-
suchten Ländern durch die Förderung
überwiegend prekärer Beschäftigungsver-
hältnisse zur Verschärfung der Arbeits-
marktsegmentation innerhalb der Gruppe
der Mütter bei.

In Frankreich bedeutet die Ausweitung
von individualisierten und flexiblen Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten eine Verbes-
serung der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf, von der überwiegend die (gut quali-
fizierten) Mütter bzw. Familien profitieren,
welche die entsprechenden Kosten tragen
können. Die neu geschaffenen Arbeitsplät-
ze für Tagesmütter müssen jedoch als
prekäre, flexible und schlechtbezahlte Ar-
beitsplätze für gering qualifizierte Frauen
charakterisiert werden (Le Corre 2001).10

Ebenso steht in Großbritannien im
Rahmen der arbeitsmarkt- und familien-
politischen Förderung allein Erziehender
weniger die Befähigung zu qualifizierter
und existenzsichernder Erwerbsarbeit als
vielmehr die Arbeitsmarktintegration
größtenteils via (geringfügiger) Teilzeit-
arbeit im Niedriglohnsektor im Vorder-
grund. Ein Indiz dafür ist die Förderung
von sogenannten Mini-Jobs durch das
Working Family Tax Credit (WFTC).
Die entsprechende Geringfügigkeitsgrenze
wurde parallel zur Reform des WFTC
angehoben.11

Ähnliche Entwicklungen deuten sich
auch für Deutschland an: Hier ist die Aus-
weitung der geringfügigen Beschäftigung
zu nennen, deren volles Ausmaß erst in Zu-
kunft deutlich werden wird. Ferner ist auf
prekäre Beschäftigung im Betreuungssek-
tor hinzuweisen, die sich einerseits durch
die Zunahme der Tagesmütter manifes-
tiert.Andererseits liegt jedoch auch der An-
teil befristeter Beschäftigungen im Bereich
der Kindertageseinrichtungen mit 14,2 %

recht hoch, wie auch viele Personen
beschäftigt sind, die über keine fachlich
einschlägige Ausbildung in diesem Bereich
verfügen (BMFSFJ 2001).

Als Folge der neuen Verflechtungen
zwischen Arbeitsmarkt- und Familienpoli-
tik ist somit eine zunehmende Dualität der
Erwerbsintegration von Müttern zu erken-
nen: Gering qualifizierte Frauen werden
zunehmend in Richtung prekäre Arbeits-
verhältnisse abgedrängt. Die Abhängigkeit
vom Ernährer bzw. von staatlichen Trans-
ferleistungen löst sich damit trotz Arbeits-
marktintegration nicht wirklich auf. Diese
prekären Arbeitsverhältnisse entstehen u.a.
im Zuge der Expansion des zunehmend
marktförmig organisierten Betreuungs-
sektors, der wiederum vor allem den besser
qualifizierten Frauen bzw. Familien die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf er-
möglicht.

5
Korrigierende 
Reformvorschläge

Die eher „evolutionär“ bedingte Verflech-
tung von Arbeitsmarkt- und Familienpoli-
tik sollte durch eine bewusste Koordinati-

8 Allein für TransferleistungsempfängerInnen ist die
Elterngeldregelung nach wie vor besonders güns-
tig, da Elterngeld bei der Bedürftigkeitsprüfung
nicht angerechnet wird.

9 Erfolgt die Entlohnung durch öffentliche Stellen, ist
das – mehr als geringe – Entgelt steuerfrei und gilt
nicht als Erwerbseinkommen, wie auch aus-
schließlich durch öffentliche Mittel finanzierte
Tagesmütter nicht als Erwerbspersonen gelten.
Werden Tagesmütter von den Eltern privat be-
zahlt, gelten sie als Selbständige. Faktisch dürfte
sich die Mehrzahl der Arbeitsverhältnisse jedoch
im Bereich der „Schwarzarbeit“ bewegen.

10 Nach der Studie Enquête Emploi des INSEE vom
März 2000 waren 5 % der befragten Assistantes
maternelles libérales im Vorjahr arbeitslos. 50 %
besitzen keinen Schulabschluss. Der monatliche
Durchschnittsnettolohn einer AM betrug 488 €,
unabhängig von der Zahl der betreuten Kinder
und der Arbeitszeit. Des Weiteren schlägt sich
auch die Inanspruchnahme des Erziehungsgeldes
(APE) als selektive Förderung des Arbeitsmarkt-
rückzugs bzw. der Diskontinuität des Erwerbs-
verlaufs vor allem bei gering qualifizierten Frauen
nieder (Bonnet/Labbé 1999, S. 7).

11 Die Aufnahme von Teilzeitarbeit unterhalb der
Geringfügigkeitsgrenze von bis zu 72 £/Woche
(Budget 2001, Table A.4) war 2001/02 sozial-
versicherungsfrei, eröffnet aber auch keine Leis-
tungsansprüche.
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on der beiden Politikfelder im Sinne einer
reflexiven Steuerung ersetzt werden (Din-
geldey 2003; Kaufmann 1994). Dabei sollte
primär auf das Erreichen des Ziels der Be-
schäftigungsfähigkeit für existenzsichern-
de Erwerbsarbeit abgezielt werden. D.h. es
müssen sowohl Aspekte der Qualifizierung
als auch der Freistellung von Familienauf-
gaben für alle Mütter bzw. Eltern berück-
sichtigt werden. Auf die Ausweitung kin-

derbezogener finanzieller Leistungen kann
dabei nicht verzichtet werden. Diese sind
sowohl zur Finanzierung der Kinderbe-
treuungseinrichtungen als auch zur Kom-
pensation von familial erbrachten Erzie-
hungsleistungen, z.B. in Verbindung mit
Teilzeitarbeit, notwendig.

Der Ausbau der Kinderbetreuungsein-
richtungen ermöglicht es, einen Teil des da-
durch anwachsenden Angebots insbeson-

dere weiblicher Arbeitskräfte aufzuneh-
men. Zur Vermeidung neuer Formen der
Prekarisierung und sozialen Spaltung muss
dabei – im Sinne reflexiver staatlicher
Steuerung – sichergestellt werden, dass sich
diese Ausweitung im Bereich des professio-
nellen und regulären Arbeitsmarktes voll-
zieht.
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